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5. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit am 25.11.2021

TOP 7: „Krankenkassen-Werbemaßnahmen-Verordnung (KKWerbeV)“ 
Antrag der Fraktion der SPD nach § 76 Abs. 2 GOLT 
- V 18/776

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

der o.g. Tagesordnungspunkt wurde in der Sitzung des Ausschusses mit der Maßgabe 

der schriftlichen Berichterstattung durch die Landesregierung für erledigt erklärt. Daher 

berichte ich wie folgt: 

Mit dem Gesetz für einen fairen Kassenwettbewerb in der gesetzlichen Krankenversi-

cherung wurden im Fünften Sozialgesetzbuch grundsätzliche Zwecke und Grenzen des 

Wettbewerbs der Krankenkassen untereinander geregelt. Gemäß § 4a Abs. 3 SGB V 

muss demnach bei Werbemaßnahmen der Krankenkassen die sachbezogene Informa-

tion im Vordergrund stehen. In der Gesetzesbegründung heißt es: „Eine reine Marken- 

oder Imagewerbung, die ausschließlich dazu dient, den Bekanntheitsgrad der Kranken-

kasse zu steigern, ohne jegliche Information über Versorgungs- oder Serviceleistungen 

zu vermitteln, ist unzulässig.“. 
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Das Bundesgesundheitsministerium (BMG) wurde ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

mit Zustimmung des Bundesrates das Nähere über die Zulässigkeit von Werbemaß-

nahmen im Hinblick auf die im Gesetz benannten Themenbereiche zu regeln.  

Auf dieser Grundlage hat das BMG im Februar 2021 einen Entwurf einer Verordnung 

zur Zulässigkeit von Werbemaßnahmen der Krankenkassen (KKWerbeV) vorgelegt. 

Dieser ursprüngliche Referentenentwurf des BMG sah eine sehr starke Verschärfung 

im Hinblick auf die Finanzierung von Trikot- und Bandenwerbung durch gesetzliche 

Krankenkassen vor, wonach Trikot- und Bandenwerbung im Profi- und Spitzensport 

faktisch verboten werden sollte.  

 

Ein aktueller, überarbeiteter Referentenentwurf des BMG zur KKWerbeV – Stand: 

15.10.2021 – hat dies nun abgemildert. Darin ist nun vorgesehen, dass bei Trikot- 

und/oder Bandenwerbung wie bei allen Werbemaßnahmen die sachbezogene Informa-

tion über die Leistungen der Krankenkasse im Vordergrund stehen muss. Dabei muss 

der Zusammenhang zwischen der Werbemaßnahme und der Information für Dritte er-

kennbar sein. Wenn der Zusammenhang aus der Werbemaßnahme selbst nicht unmit-

telbar erkennbar ist, muss dieser für Dritte in geeigneter Weise transparent gemacht 

werden. Aus der neuen Fassung geht hervor, dass Förderungen z. B. von Cityläufen 

oder auch konkreter Sportangebote in Vereinen weiterhin erlaubt sind. 

 

Aktueller Stand ist jedoch, dass auch diese neue Fassung der Verordnung nicht mehr 

von der geschäftsführenden Bundesregierung erlassen wurde und das Verfahren er-

neut gestoppt ist. Hintergrund ist die Kritik aus mehreren Bundesländern, es sei nicht 

erforderlich, dass die geschäftsführende Bundesregierung von der Verordnungser-

mächtigung in § 4a SGB V Gebrauch mache. In einem Verfahren mit sehr kurzen Fri-

sten bestehe zudem die Gefahr, die Beteiligungsrechte der Länder zu beeinträchtigen.  

 

Die Landesregierung würde sehr begrüßen, wenn die Bundesregierung inhaltlich bei 

der derzeitigen Linie bliebe: Die neu formulierten Regelungen werden durch die Lan-

desregierung grundsätzlich positiv bewertet. Trikot-/Bandenwerbung im Zusammen-

hang mit Gesundheitspartnerschaft und transparenter Darstellung des Sachbezugs 
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können aufgrund der Änderungen nun unter bestimmten Voraussetzungen weiterhin 

möglich sein. Für Dritte muss demnach ein Zusammenhang zwischen Werbemaßnah-

men, Information und Gesundheitsförderung erkennbar sein. Damit ist nach unserer 

Auffassung ausreichend Raum für Lösungen und Ausgestaltungen von Sportkoopera-

tionen gegeben.  

 

In diesen Fällen müssen laut Verordnungsentwurf allerdings die entsprechenden Ko-

operationsvereinbarungen der Aufsichtsbehörde vorgelegt werden. Auch dies begrü-

ßen wir, denn gemäß § 69 Abs. 2 SGB IV und § 4 Abs. 4 SGB V sind die Krankenkassen 

zu Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verpflichtet.  

Damit geht einher, dass nicht überproportional Versichertengelder für Werbemaßnah-

men ausgegeben werden dürfen, sondern hauptsächlich für die Kernaufgaben der ge-

setzlichen Krankenkassen.  

 

Im Übrigen wurde der überarbeitete VO-Entwurf auch positiv von der AOK-Gemein-

schaft bewertet. Laut AOK sei mit der neuen Entwurfsfassung ein handlungsleitender 

und rechtssicherer Rahmen für die Aktivitäten der gesetzlichen Krankenkassen im 

Wettbewerb geschaffen worden.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Clemens Hoch        
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